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EuGH weitet Klagemöglichkeiten von Privatpersonen 
gegen umweltrelevante Projekte aus 

A k t u e l l 
N e w s l e t t e r- U m w e l t r e c h t

 
J u n i 2 0 2 0

Zu den ehernen Grundsätzen des deutschen Verwaltungspro-

zesses zählt seit jeher, dass Individuen für eine erfolgreiche 

Klage nicht nur einen Verstoß bestimmter behördlicher Maß-

nahmen gegen objektives Recht darlegen müssen. Um Po-

pularklagen auszuschließen (der Einzelne soll sich nicht zum 

Sachwalter von Allgemeininteressen aufschwingen können), 

obliegt ihnen nach deutschem Recht zudem der Nachweis, 

dass die verletzte Norm zusätzlich auch ihrem individuellen 

Schutz zu dienen bestimmt ist (sog. Schutznormtheorie). Eine 

solche Schutzwirkung lässt sich lediglich für einen Bruchteil 

der existierenden rechtlichen Regelungen bejahen. 

Der EuGH hat nunmehr mit seinem Urteil vom 28.05.2020  

(Rs. C-535/18) – jedenfalls was die Einhaltung umweltrecht-

licher Normen angeht – die deutsche Schutznormtheorie in 

bemerkenswerter Weise abgeschwächt und damit die Kla-

gemöglichkeiten von Privatpersonen in diesem Bereich nicht 

unerheblich erweitert. Denn überträgt man die Essenz der im 

konkreten Fall für das Wasserrecht getroffenen richterlichen 

Entscheidung auf weitere Bereiche des Umweltrechts – was 

nach der Begründung des Gerichtshofs zumindest nicht ausge-

schlossen erscheint – müssen Individuen für eine erfolgreiche 

Klage künftig nur noch den Nachweis erbringen, dass sie Teil 

der durch einen Verstoß 

„unmittelbar betroffenen Öffentlichkeit“

sind. Eine Verletzung drittschützender Normen im Sinne der 

deutschen Schutznormtheorie ist dann nicht mehr erforderlich.

Konkreter Anlass für die Entscheidung des EuGH vom 

28.05.2020 war ein Vorabentscheidungsersuchen des BVerwG. 

Letzteres hatte sich mit Klagen von mehreren Privatpersonen 

gegen einen Planfeststellungsbeschluss zum Neubau eines 

Autobahnabschnitts der A 33 bei Bielefeld auseinanderzu-

setzen. Nach Abschluss des Beteiligungsverfahrens hatte die 

zuständige Planfeststellungsbehörde dem Vorhabenträger 

wasserrechtliche Genehmigungen zur Einleitung von Nieder-

schlagswasser in oberirdische Gewässer und in das Grundwas-

ser erteilt. Die Kläger sahen hierin einen Verstoß gegen die in 

der europäischen Wasserrahmenrichtlinie (Richtlinie 2000/60/

EG) statuierten Grundsätze des wasserrechtlichen Verschlechte-

rungsverbots resp. Verbesserungsgebots, welche ihre nationale  

Entsprechung in den §§ 27, 47 WHG gefunden haben. Sie 

fürchteten, dass durch die Einleitung des Niederschlagswas-

sers ihre aus Hausbrunnen erfolgende Trinkwasserversorgung 

gefährdet werden würde.

Vor der Entscheidung des EuGH bestand in Deutschland Ein-

mütigkeit darüber, dass besagte Verbote der Verschlechterung 

der Wasserkörper mangels klar abgrenzbarem Adressatenkreis 

nicht drittschützend sind, sondern lediglich Allgemeininteressen 

dienen. Hiervon ging explizit auch das vorlegende BVerwG aus.

Dieser Ansicht hat sich der EuGH nicht angeschlossen. Er ent-

schied, dass natürlichen Personen, die unmittelbar von einer 

Verletzung umweltrechtlicher Richtlinienbestimmungen betroffen 

sind, die Möglichkeit eingeräumt werden muss, die Einhaltung 
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der entsprechenden Verpflichtungen auch auf dem Rechts-

weg geltend zu machen. Als „unmittelbar betroffen“ galten in 

der gegenständlichen Entscheidung diejenigen Kläger, die zur 

Grundwasserentnahme und -nutzung aus den potentiell durch 

die Einleitung des Niederschlagswassers betroffenen Wasser-

körper berechtigt waren. Damit definiert der EuGH – anders 

als das BVerwG – einen weitaus größeren Kreis potenzieller 

Kläger, ohne dies von einer subjektiven Rechtsverletzung im 

Sinne des deutschen Rechts abhängig zu machen. Interessanter-

weise sollte nach der Empfehlung des zuständigen Generalanwalts  

beim EuGH bereits die Nutzung eines öffentlichen Wasser-

versorgungsnetzes für die Bejahung einer unmittelbaren Be-

troffenheit ausreichen, was den Kreis der Klageberechtigten 

auf jeden Bürger mit einem Anschluss an die öffentliche Was-

serversorgung ausgeweitet hätte. Der EuGH indes hat hier-

zu– wohl mangels Entscheidungserheblichkeit – keine weitere 

Stellung bezogen. 

Die Entscheidung des EuGH relativiert die Bedeutung der 

deutschen Schutznormtheorie in Fällen, in denen im Rahmen 

einer Planung umweltbezogene Themen nicht oder nicht in 

ausreichendem Maße Berücksichtigung gefunden haben. Da-

mit reiht sich das Urteil nahtlos in die jüngere Rechtsprechung 

des Gerichtshofs ein, welcher der Stärkung der Klagerechte zur 

Durchsetzung umweltrechtlicher Vorgaben Vorschub leistet. Mit 

Blick auf den Klimawandel und die damit einhergehenden weit-

reichenden Fragen zum Schutz von Mensch und Natur spricht 

überdies Einiges dafür, dass sich die derzeit zu beobachtende 

Entwicklung in der Judikatur eher noch am Anfang als am 

Ende befindet. Da Fehler auf Planungsebene aufgrund ihrer 

Schwere im Einzelfall auf die Baugenehmigung „durchgreifen“ 

können, ist es mit Blick auf den erweiterten Klägerkreis des-

halb umso wichtiger, bei der Durchführung der Umweltprüfung 

die umweltbezogenen Auswirkungen der Planung gründlich zu  

ermitteln und zu bewerten. Insbesondere Mängel der zugrun-

deliegenden Gutachten und die fehlende Berücksichtigung ein-

zelner umweltrelevanter Themen im Rahmen der Planung sind 

in diesem Zusammenhang kritisch zu sehen.


